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Planfeststellung 

Allg. Definition: 

 Verwaltungsverfahren für Bauvorhaben in gesetzlich besonders geregelten Fällen  

 Beim Plfz Regelung für Stromnetz 

 
Verlauf: 

 Planerstellung  

 Einreichen des Plans (§73 BVwVfG), in diesem Fall bei der Bundesnetzagentur 

 Öffentliche Auslegung, Einwende können eingereicht werden 

 Anhörungsverfahren 

 Weiterleitung der Anhörungsergebnisse 

 Erörterung 

 Planfeststellungsbeschluss1 

 

Hintergrund: 

 Ausbau der Stromleitungen ist für die Energiewende zwingend erforderlich 

 Problem: Netze müssen grenzüberschreitend gebaut werden -> zeitliche Verzögerung 

 § 18 ff. des NABEG regelt im Sinne des §2 Abs. 2 , dass es für den Netzausbau eine 

Planfeststellung geben soll2 

-> ohne die Plfz würde die Planfeststellungzugangsbehörde des jeweiligen Bundeslandes für 

die Planfeststellung sorgen 

  

                                                           
1
 http://de.wikipedia.org/wiki/Planfeststellung 

2
 http://www.gesetze-im-internet.de/nabeg/BJNR169010011.html#BJNR169010011BJNG000300000 
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Zweck des Gesetzes: 

 Übertragung der Zuständigkeit für die Durchführung von Planfeststellungsverfahren 

Höchstspannungsleitungen auf die Bundesnetzagentur  

 Beteiligung der betroffenen Bürger und Behörden 

 mehr Transparenz 

 schnellerer Netzausbau, da nur eine zuständige Behörde3 

 

Wesentliche Paragraphen/ Regelungen: 

 Eingangsformel: Gesetz entstand aus dem §2 Absatz 2 des NABEG 

(Netzausbaubeschleunigungsgesetz) 

 § 1 Durchführung der Planfeststellung durch die Bundesnetzagentur 

 § 2 besagt, dass die Verordnung am 27. Juni 2013 in Kraft tritt 

 Schlussformel: Der Bundesrat hat zugestimmt4 

 

Aktuelle Entwicklung/Kritikpunkte: 

 viel Kritik am Netzausbau durch verängstigte Bürger 

 es gehen viele Beschwerden bei der Bundesnetzagentur ein (Bsp. Meersbusch-Osterath) 

 Zweifel an der Rechtssprechung bezüglich der Hochstufung von Landes- auf Bundesebene 
(Art. 87 Abs. 3 Satz 1 GG)5 

                                                           
3
 http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/V/verordnung-planfeststellung-fuer-laenderuebergreifende-

grenzuergreifende-hochspannungsleitungen,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf 
4
 http://www.gesetze-im-internet.de/plfzv/index.html#Seitenanfang 

5
 http://www.derenergieblog.de/alle-themen/energie/bundesrat-billigt-

planfeststellungszuweisungsverordnung-die-bnetza-als-kompetentere-schnellere-und-burgerfreundlichere-
planfeststellungsbehorde/ 


